
Gesetzentwürfe zur Sicherungs-

verwahrung

Nachdem das Bundesverfassungs-

gericht (BVerfG) die landesgesetz-

lichen Bestimmungen zur nachträg-

lichen Sicherungsverwahrung (SV)

im wesentlichen aufgrund fehlender

Gesetzgebungskompetenz für ver-

fassungswidrig erklärt hat (vgl.

Forum Recht 2004, 66), haben die

Bundesregierung und der Bundesrat zwei sich weitgehend

entsprechende Gesetzentwürfe zur Einführung der nachträg-

lichen SV ins Strafgesetzbuch (StGB) vorgelegt. Gemäß

§ 66b StGB-E-Bundesregierung kann die nachträgliche SV an-

geordnet werden, wenn nach einer Verurteilung aufgrund be-

stimmter Straftaten vor Ende des Vollzugs der Freiheitsstrafe

Tatsachen erkennbar werden, die auf eine erhebliche Gefähr-

lichkeit des/der Verurteilten für die Allgemeinheit hinweisen.

Anders als die bisherigen landesgesetzlichen Regelungen soll

für diese Kriminalprognose – wie auch vom BVerfG gefordert

– auf eine „Gesamtwürdigung des Betroffenen, seiner Taten

und seiner Entwicklung während des Vollzugs“ zurück gegrif-

fen werden. Praktisch wird dem Vollzugsverhalten aber auch

nach den Entwürfen die Hauptbedeutung zukommen, weil das

für die Anordnung der Freiheitsstrafe ursprünglich verantwort-

liche Gericht die Anordnung der „einfachen“ oder vorbehalte-

nen SV aufgrund der bis zu diesem Zeitpunkt bestehenden

Tatsachenlage ja verneint hat.

Die von KritikerInnen geltend gemachten rechtsstaatlichen

Bedenken gegen die nachträgliche SV bleiben bestehen.

Weiterhin wird die nachträgliche SV im wesentlichen auf das

Vollzugsverhalten gestützt, das von (kritischen) Strafrechts-

wissenschaftlerInnen für weit gehend nicht aussagefähig ge-

halten wird. Es ist mit einer die Therapie erschwerenden

Scheinanpassung der Gefangenen zu rechnen. Hilfsbedürfti-

ge Gefangene werden sich aus Angst vor der nachträglichen

SV scheuen, therapeutische Hilfe einzufordern. Aus kriminal-

prognostischen und kriminalpolitischen Gründen ist die in bei-

den Gesetzentwürfen vorgesehene nachträgliche SV für Her-

anwachsende, auf die Erwachsenenstrafrecht angewandt

wird, zu kritisieren. Bei derart jungen TäterInnen sind langfris-

tige Kriminalprognosen ausgesprochen unzuverlässig. Die An-

ordnung der SV gegenüber Heranwachsenden bedeutet,

diese jungen Menschen bereits dauerhaft für ein Leben in

Freiheit abzuschreiben.

Beide Entwürfe setzen einseitig auf die Sicherungskarte und

verkennen, dass absolute Sicherheit nicht möglich ist und (bis-

her) vermeintlich bestehende Lücken im Strafrecht oftmals

Ausdruck rechtsstaatlicher Grundprinzipien sind. Anstatt ein-

seitig auf negative Spezialprävention zu setzen, sollte eine

verantwortungsvolle Kriminal- und Gesellschaftspolitik den Tä-

terInnen und Opfern schwerer Straftaten konkrete Hilfe zur

Verfügung stellen.

Tobias Mushoff, Bielefeld
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Todesstrafe: Mexiko vs. USA

Offenkundige Verstöße gegen das

Völkerrecht finden sich genug in die-

ser Welt, gerichtlich festgestellt wer-

den sie selten. Die USA wurden nun-

mehr jedoch bereits zum zweiten Mal

vom Internationalen Gerichtshof

(IGH) in Den Haag wegen zahlreicher

Verletzungen der Wiener Konsular-

rechtskonvention von 1963 (WKRK) verurteilt. Wie schon bei

dem auf einer Klage der Bundesrepublik beruhenden Urteil

von 2001 (Fall LaGrand) ging es um Todesurteile, die von

amerikanischen Gerichten gegen ausländische Staatsbürge-

rInnen verhängt worden waren. Nach Art. 36 der WKRK sind

die Behörden des Gastlandes im Falle der Verhaftung eines

fremden Staatsangehörigen verpflichtet, auf dessen Wunsch

hin die jeweilige konsularische Vertretung zu informieren, die-

ser Kontakt zu dem Häftling zu ermöglichen und vor allem

den/die BetroffeneN von diesem Recht unverzüglich zu unter-

richten. 

Diesmal hatte Mexiko gegen die USA geklagt. Es ging um ins-

gesamt 52 seit 1979 verhängte, aber noch nicht vollstreckte

Todesurteile gegen mexikanische StaatsbürgerInnen. Der IGH

stellte in seinem Urteil vom 31. März 2004 fest, dass die USA

ihre völkerrechtliche Pflicht aus Art. 36 WKRK verletzt haben,

weil sie die Verurteilten weder während des Strafverfahrens

unverzüglich über ihr Recht auf konsularischen Beistand in-

formierten noch Kontakt zu den KonsularbeamtInnen ermög-

lichten. Als Konsequenz dieses Völkerrechtsverstoßes seien

allen Verurteilten Revisionsmöglichkeiten zu gewährleisten, in

denen die Auswirkungen der Verfahrensfehler gewürdigt wer-

den können.

Für einen Teil der Betroffenen sind die Möglichkeiten inner-

staatlicher Revision jedoch bereits erschöpft. So hatte etwa im

Falle des 29-jährigen Osvaldo Torres das Berufungsgericht

des Bundesstaates Oklahoma schon vor Verkündigung des

IGH-Urteils und entgegen einer einstweiligen Anordnung des

Gerichts in Den Haag den Hinrichtungstermin für den 18. Mai

festgesetzt. Erst wenige Tage vor diesem Termin wurde das

Todesurteil gegen Osvaldo Torres vom Gouverneur von Okla-

homa im Gnadenwege auf eine lebenslange Haftstrafe redu-

ziert. Der Gouverneur würdigte bei seiner Entscheidung ins-

besondere den Völkerrechtsverstoß der USA. Den Vorgaben

des IGH-Urteils ist so aber noch nicht Genüge getan. Das Ge-

richt hatte ausdrücklich festgestellt, dass Gnadenentschei-

dungen allein nicht ausreichen, um die erfolgten Rechtsver-

letzungen zu würdigen. Vielmehr seien Schuldspruch und

Strafzumessung in einem erneuten gerichtlichen Verfahren

unter Berücksichtigung des vorhergehenden Verfahrensfeh-

lers zu überprüfen. Es bleibt abzuwarten, ob das amerikani-

sche Rechtssystem sich in den übrigen 51 Fällen als fähig er-

weist, diese Vorgabe des IGH umzusetzen.

Tobias Lieber, Berlin


